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In der Anlare übersende ich"Ihnen die Entwürfe zu 


jer Polizeiorgnnisationsverordnuhg un 


für die be: setz ten nieder- /% u 


. “ . . ° n. s E 2 ], R h 2 " , PR . # 
ad 1. Die Polizeiorrnnisationsverordnung hat den Zweck, die viel- 
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fnchen volizeilichen Auisplitterunren In den liederlanden 
nheitlich zusammenzufassen und sie bei dieser Gelegenheit 
ier Örrnnisnation der deutschen Polizei anzupassen. In der 
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ischen Durchführung sind wir schon ein Stück des lieges 

fortreschritten. Die Auserbeituns dieser Orzanisetionsver- 
TE | ET 

rdnunr erfolete in Einvernehnen aller hier mittelbar oder 
sittelbar beteilirten Stellen meines Reichskommissariates 
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nd insbesondere der Ferliner Zentralstellen der deutschen 
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Polizei. Offenreblieben wsr eine frnre, die nicht nur organi- 
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ht nur für die Niederlande sondern auch für das Reich, 
ämlich. ob ein eirener Generalsekretir für die Polizei vor- 
‚esehen werden soll oder nicht. Ich kann mich hiezu heute aus 
bestimnten Gründen noch nieht entschließen. Innerhalb des nie- 
derlindischen Verwaltunzsbereiches nehnen die Generalsekretäre 
tion der kinister ein, äs wir ia niederländische Mini- 
ter mit ihne: ntersthellten ern oxretiüren nicht haben. 
it der Ernennunz eines Generaälsekretärs lür iie Polizei würden 
-jtt machen, der etwas Ähnliches bedeuten 
wirde, wie wenn wir im Reich einen Polizeiminister einsetzen 
würden. | ‚ksic arauf, äad ich bestrebt bin, die innere 
in den Niederlanden lichst in den Schritt des 
"ern - wobei man hier ruhir auch einen Schritt 
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voraus machen kann unter der Voraussetzung, daß das Reich 
selbst beabsichtist, den Schritt nachzumachen -, nächte ich 
eine solche Entscheidung nicht treffen, ohne sicher zu sein, 
das das Heich selbst diesen Intwicklungsweg gehen will. 


wen ich hiezu meine !einung äußere, spreche ich nich aber gegen 
die Fntwicklung aus, weil meines Erachtens die Polizei der 
schürfste Ausdruck der inneren Verwaltung ist, wobei ich aller- 
dings unter innerer Verwaltung den zesanten Bereich des stast- ) 
lichen Verwaltunssarparates verstehe, und aus dieser nicht 
nerausrelöst werden soll. Ein selbständizes Polizeininisterium 
miste sich infolze der ilın allein zustehenden Schlarkraft un- 
verzeidlich nit einer solchen Unnenge von Verwaltungsaufgaben 
belasten, die auf die Erfüllung der polizeilichen und damit 
verbundenen yolitischen Aufraben hemmend wirkt und die besser 

in dem übrigen Verwaltunzsapparat des Staates verteilt bleibt. 
Aber diese fragen sind hier für nich nicht zur Dislussion ge- 
stellt; ich möchte nur nicht eine Entwicklung einleiten, die ' 
auch vorausschauend nicht die Entwicklung des Reiches ist. 
Hingegen habe ich die sesamten Funktionen der Polizei in einer ) 
eigenen Genereldirektion zusannengefaßt und vorerst als Gene- 
ralsexretür den Generalsekretär für Justiz bezeichnet. Des 

gibt einerseits die Gewiöheit, dad ungeachtet persönlicher 
iechselfälle der Polizeiorganisationskörper beisannenbleibt, 

und andererseits die Wöglichkeit, nit einen Federstrich, nän- 
lien einfach durch eine Ernennung, einen’Generalsekretir für 

die Foiizei in Erscheinun? treten zu lassen. 


Die Ausarbeitung des Polizeistandrechts erfolrte in Sinne 
eines Schreibens des Reichsführers is. Ich glaube, dal ich 
ellen darin enthaltenen Wünschen entsprochen habe. \ur nüchte 
ich nicht den Ilöheren }}- und Polizeiführer ausdrücklich als 
Gerichtsherrn bestellen, denn diese Bezeichnung bedeutet den 
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Niederländern gegenüber eine Autoritißeinschränkuns des 
Reichskomnissars, die deshalb von besonderer Bedeutung ist, 


weil ja der Reichskonnissar in Führererlas als der üahrer 
der Reichsinteressen bestellt wurde. Ich habe aber alle vpra! 
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tischen Vollmachten, die ein Gerichtsherr braucht, in der 
Verordnung selbst dem !löheren 4- und Polizeiführer übertragen. 
Ich glaube, daß dieses Polizeistandrecht ein brauchbares In 
strument sein kann und gewissermalen auch ein Vorbild für 
weitere Regelungen. Es wird Sie interessieren, das ich ein 
Polizeistandgericht auch ohne Verhingungz des Polizeistand- 
rechts unter besonderen Unuständen in Funktion 
kann, z.B. bei der Häufung von Sabotarenkten in einer Prox 
Das außerordentlich rasche und radikale Verfahren dieses Poli- 
zeistandgerichtes wird wahrscheinlich dazu beitrsren können 
solche Delikte raschestens zu bekänpfen, ohne den resanten 
Apparat eines Standrechtes in Schwunr setzen zu müssen. 

Mit Rücksicht auf die Hichtigkeit dieser Verordnunren. insbeson- 
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dere aber mit Rücksicht darauf, daß mit der Frare des Ausnahne- 


zustandes bzw. Standrechtes die Parteikanzlei und der Reichs- 
führer |} seinerzeit beschäftizt waren, habe ich die beiden Int 


würfe auch Reichsleiter Bormann und dem Reichsführer überreicht 


bzw. überreichen lassen und bitte Sie nun, sehr reehrter Ner 
Doktor Lamners, mir möglichst rasch die Intscheidunren zukomuen 
zu lassen, weil ich die Verordnungen in den nächsten Taren her- 


ausreben will. Ich berrüße Sie bestens nit 


&j YA, 1 
Anlagen als Ihty,syety,grzebongry/ N 
mm n A d 
yv y Aw Yı 
/ 
/ 


IMIMIN A1osss: 


DT U ee 








INEILUNN 








a 2 fe | | 


R \.. = 123/42 
VERORDNUNG 
up MiEnksenmeinnn Bir die beastatın niederländischen Gehinte 2 
(Poli .eiorgani- 


4 über besondere verwaltungsrechtliche Massnahnen 
sationsverorädnung). 


Auf Grund des $ 5 des Erlasses des Führers über Ausübung der Regierungs- 
15 befugnisse in den Niederlanden vom 18. Mai 1940 (RGBi. I S. 778) verordne ich 


I. Abschnitt. 
Aufgaben der Polizei. 
$ 1 


Die Poli ei dient dem Schutze des Volkes im Innern ins esondere 


durch Abwehr und Beseitigung von Gef. hrdungen und Stör n_en 
der öffentlichen Oränung oder Sicherheit dacu s ss sie 


1) die nach ihiem pflichtnüssigen Srmesse: Zur Er füllung 
dieser Aufgabe notwendi,en und im Ralmeı Ges „eltenzen Recutes 
zulässigen Kassnahmen trifft und 

2) die ihr durch Rechtsvorschriften übertrag.nen, diesen 


Zwecke dienenden besonieren Verwaltun,smufgaben nacı Gen Ller- 


- - 
für geltenden Bestimmungen durch?. Art. 
, 2 
Pr} De 
Der für die Polizeinngel g:nheiten zustundige Genernlsekre- 


tär kann im Einvernehmen nit dem Generulsekretür in sonst sSch- 
lich zustündigen Winisterium oder der sonst sacılieh zus‘ ndigen 

obersten Behörde, nbgesehen von ü len Polizeibei 'rden nech $ 1 

zustehenden Aufgnbenbereich ten Poli.eiverwrltern den polizei- 

lichen Vollzug sonstiger Rechtsvorschriften un Verweltungsan- 

ordnun.en übertrager. In dl 3 

ter verpflichtet, Ersuchen der sachlich zu nalen Behö den 


um dem polizeilichen Vollzug nrel.zuuoanen. 
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(3) Untere Polizeibehörden sind die Polizeiverwalter. Mitt“ 
lere Polizeibehörden sind die Lendespolizeipräsidenten, Ober- 
ste Polizeibehörde ist der fir die Polizeiangelegenheiten zu- 
ständige Generalsekretär (im folgenden "Generalsekretär" genannt.) 

(4) Unter den Generalsekretär werden die polizeilichen Auf- 
gaben in einer Gener.ldirektion für das Polizeiwesen zusanmen;e- 
fas:t. Der Leiter der Generaldirektion ist den Generalsekretär 
persfnlich und unmittelbar unterstellt. Br ist in seinen Ge- 
schäftsbereich, abgesehen von dem nur dem Generalsekretär zu- 
stehenden Rechtssetzungsrecht ($ 9, Absatz 2), der alleinige 
‚ und all,emeine Vertreter desselben und führt die Diensttezeich- 
nun, "Der Generaldirektor fir ias Polizeiwesen”, 

4 

(1) In den Gemeinden Ansterdau, Rotterden, Den Haag, Utrecht, 
Haarlen, Gronin;en, Eindhoven und Arnheim werden steetliche 
Folizeiverwalter els Leiter von staatlichen Polizeibehörden 
eingesetzt, Sie Fihren die Dienstbezeichnung Polizeipräsident 
(Politispresident). 

(2) Die staatlichen Polizeiverwalter in Anusterdan, Rotterdam, 
Groninzer., Eindhoven und Arnhein nehnen Gleichzeitig die Auf- 
geben der lIandespolizeipräsidenten wahr. In dieser Eigenschaft 
führen sie die Benördenbezeichnun; Landespolizeipräsident. Sie 
bedienen sic. zur Bearbeitung ihrer landespolizeilichen Aufga- 
ben der ihnen als Folizeiverwaltern zur Verfüsung stehenden 
Kr..fte. 

85 

(1) In den Gemeinden ohne stautliche Polizei ehörde wird 
die Polizeige alt von den Bürgermeistern als Polizeiverwaltern 
ausgeübt, 

(2) Den Bütge: meister stehen für die Durchführung des poli- 
zeilichen Vollzugsdienstes die gemeindliche Schutzpolizei und 
die gemeindliche KriminsIpolizei oder auf Grund besonderer 
Vorschrift die Narechaussee (Gendarmerie) zur Verfiigung. 

6 

(1) Die Poli.eiverwalter sind für die Gebiete de jenigen 
Gemeinden zustündig, in denen sie ihren 3itz haben (Polizei- 
vezirk). 

(2) Der Generalsekretär kann die örtliche Zustindickeit 
eines staetlichen Polizeiverwalters auf das Gebiet benachbar- 
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ter Gemeinden ausdehnen, 
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3. F ee 
(3) Der Generalsekretär kann mit der Wahrnehmung bestimmter 
slizeilicher Angelegenheiten anstelle der Bürgermeister in 
allen oder einzelnen Gemeinden oder in bestimmten Gruppen von 
Gemeinden die staatlichen Polizeiverwalter beauftragen. 
$ 7 

(1) Dem Iandespolizeipräsidenten obliegen innerhalb seines 
Bezirks die polizeilichen Aufgaben, die Über den örtlichen Zu- 
ständigkeitsber-ich eines Folizeiverwalters hinausgehen. Er ist 
vorgesetzte Dienstbehörde der staatlichen Polizeiverwalter 
seines Bezirks, 

(2) Dem Landespolizeipräsidenten untersteht die Marechaussee 
(Gendarmerie) seines Bezirks. Er sorgt für ihre zweckmässige 
Organisation nach den vom Generalsekretär erlassenen Vorschrif- 
ten und Überwaht‘ ihren Dienstbetrieb, 

(3) Absatz 2 gilt sinngenäss für sonstige, dem Landespolizei- 
Präsidenten für besondere überörtliche Aufgaben zur Verfügung 
stehenden Kräfte, Massnahmen nach Absatz 2, Satz 2, trifft der 
Generalsekretär gegebenenfalls im Einverneimen mit der sach- 
lich zustündigen obersten Behörde, ‘ 

(4) Der Iandespolizeipräsident kann die polizeilichen Voll- 
zugskräfte seines Bezirks mit Aufgaben ausserhalb ihres eigenen 
Zuständigkeitsbereichs beauftragen und oränet ihrer gewchlosse- 
nen Binsatz an. 

$ 8 

Örtlich zustundig sind die Landespolizeipräsidenten 

1) in Rotterdam für die Provinzen Spdholland und Seelund, 

2) in Aunsterdan für die Provinzen Nordholland und Utrecht, 

3) in Eindhoven für die Provinzen Nordbrabant und Limburg, 

4) in Arnheim für die Provinzen Overijssel und Gelderland, 

5) in Groningen für die Provinzen Groningen, Friesland und 

Drenthe, 
$ 9 

(1) Der Generalsekretär hat die oberst= Leitung aller Ver- 
waltungs- und Vollzugsnufgaben der Poli.ei. Er ist vorgesetzte 
Dienstbehörde der im $ 4, Absatz 2, genannten st .atlichen Poli- 
zaiverwalter und oberste Dienstbehörde aller staatlichen Behör- 
den der Poli:seil 

(2) Auf den Generalsekretur finden der $ 3, Absatz 2, der 
Verordnung Nr, 3/1940 über die Ausübung der Regierungsbefugnis- 
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in den Niederlanden und die Verordnung Nr. 23/1940 über die 
Befugnisse der Generalsekretüre der niederländischen Niniste- 
rien Anwendung. 

$ 10 

Die staatliche Polizei, deren Dienststellen, Einrichtungen 
und Einheiten werden haushaltre:htlich in einen selbständigen 
Verwaltungszreig zus sanmen,efasst, 

Ill. Abschnitt, 
Aufsicat und Rechtsaittel. 
Ss 11. 

Der Generalsekretär und die Landespolizeipräsidenten wachen 
Garüber, dass die ihnen nach, eordneten Folizeibehörden ihre 
Aufgaben nacı den erlassenen Vorscuriften und unter Beachtung 
des geltenden Rechts durchführen. Sie können den nach; eordneten 
Be..örden Weisungen ertzilen, Die Bürge: meister unterliegen die- 
ser Aufsicht und solchen Weisungen nur in ihrer Ei, anschaft 
als Poli ..eiverwalter. 

$ 12, 

(1) Zustundig für die Entscheidun, über Rechtsmittel gegen 
Verf .gungen der fPolizeiverwalter sind die Landespolizeipräsi- 
senten, 

(2) Über Rechtsmittel gegen Verfügungen der im $ 4, Absatz 2, 
genennten staatlichen Folizeiverwalter, auch soweit sie von 
ihnen in ihrer Eigenschaft als Leandespolizeipräsidenten erlas- 
sen sind, entscheidet der Generalsekretär endgültig. 

(3) Werden nech $ 1, Ziffer 2, den Polineiverwaltern über- 
trngene Verwaltungsaufgaben in oberster Instanz nicht vom Gene- 
ralsekretär wahr. enommen, so entscheiden über Rechtenittel ge- 
sen Verfügungen der Iandesyoli:eipräsidenten die in oberster 
Instanz für diese Ver altungseufgaben sachlich zustindigen Be- 
hörden. Diesen steht insoweit ein sachliches Weisungsrecht gegen- 
dber unteren und wittleren Polizeibehörien zu, 

IV. Abschnitt, 
Aufbau der Kriminalpolizei, 
51 

(1) Bei dem Generalsekretär wird eine Kriminalpolizeizentra- 
le (Recherchezentrale) errichtet. 

(2) Die Kriminalpolizeizentrale ist örtlich fir das Staats- 
gebiet, sachlich für folgende Aufgaben zuständizs 
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) Ausübung der Pachaufsicht über die in ihren Bezirk gele- 
den Dienststellen der staatlichen und gemeindlichen Kriminal- 
poli.:ei und der lerechnusse (Gendermerie), soweit diese krimi- 
nalpolizeilich tätig wird; 
2) Zinric’tung einer Sammel- und Auswertsstelle für Jen kri- 
ainsalpolizeil chen Neldedienst; 
3) Bearbeitung schwerer Verbrechen oder solchzeı Strıfteten, 
die we;en ihrer Verzwei,theit eine zentrele Berrbeitun, erlor- 
derlich machen; s : 
4) Durchführung, der Aufgaben einer Palinlun;szentrnle; 
5) Durchführung der Aufgeben einer Erkennan;sdienstzentrele. 
3 14 
(1) Bei den sts tlichen Polizeibehörden in Rotterära, Anster- 
den, Bindkove , Arnheim und Groningen werden Kri.inalpolizei- 
stellen (Recherchehoofdrfieelin;en) errichtet. 
(2) Die Kriwinelpolizeistelle ist im Bezi 
zeipräsidenten für die im $ 13, Absatz 2, Ziffer 
nennten Aufgeben zustundig. F r den Bezirk ier Folizeilekörde, 
bei der sie errichtet ist (S 6), erfüllt sie lie Aufgeben einer 
Kriminalebteilun; ($ 15, Absatz 2). 


er - 
Pe} ‘ev 
(1) Bei den stsatlichen Polizeibehörden in Den H ag, Utrecht 
und Haarlem werden Kriuwinalabteilun. en (Reciercher fleelin,en) 


errichtet, 
(2) Die Kriminalabteilun,en sind für elle kriuinalpolizeil!- 
chen Aufgaben zuständig. 
V, Abschnitt, 
Üdergnngs- und Schlussdbestimmungen. 
[x 
y 16 
‚Auf den Generalsekretür werden die im Xinisterium des Innern 


bearbeiteten Angele,;,enheiten der Geuweiniepoli.ei und de: Feuer- 


r 


. 


löschwesens (Beuptinspeiteur des Feuerlöschweseus) zur Benrbei- 
tung Übertragen. Auf ihn ‚eisen die ueu Generalsekretur im Kini- 
sterium für Justiz nacl, Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu- 
stehenden Befugnisse und Aufgaben polizeilicher Art und die 
Angelegenheiten des Luftschutzes (Hauptinspekteur für den Luft- 


hutz) über, 
schut er s 47 1 13667 


Auf die landespolizei,räsidenten gehen die den Generalstaats- 
anwälten als Laniespolizeidirektoren nach Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften zustehenden Befugnisse und Aufgaber. über. 
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(1) In den Gemeinden mit staatlichen Polizeibehörden üben die 
staatlichen Polizeiverwalter die den Bürgermeistern auf Grund 
des Gemeindegesetzes oder anderer Rechtsvorschriften zustehen- 
den Behıg:isse hinsichtäich der Aufrechterhaltung der öffentli- 
chen Sicherheit oder Ordnung aus. 

(2) Auf die staatlichen Polizeiverwalter gehen von den Bür- 
gerneistern alle die Polizeibeantenschaft und die Poli.eidienst- 
gebäude betreffenden Verwaltungsangelegenheiten, insbesondere 
die Pe:sonal- und Dienststrafangelegenheiten, die Haushalts-, 
Besoldungs-, Wirtschafts- uni Unterbringungsangelegenheiten, 
die Org.nisations-, Ausrüstungs-, Ausbildungs-, Nachwuchs- und 
Versorgungsangelegenheiten zur eigenen Bearbeitugg über. Der 
Generalsekretär kann üiese Sachgebiete zur eigenen Bearbetung 
an sich ziehen oder danit die Lendespolizeipräsidenten beauftre- 
gen und Richtlinien für ihre Bearbeitung aufstellen. 

& 19, 

(1) Auf die Beanten der staatlichen Polizeibehörden sind die 
für Staatsbeante geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(2) Die Beamten der Gemeinden, die bei Verkündung dieser Ver- 
ordnung ganz oder überwiegend in Sachgebieten tätig sind, die 
auf die staatlichen Polizeiverwelter übergehen, werden in das 
Dienstverhältnis der Staatsbeamten überführt. Iu Zweifelsfalle 
entscheidet der Generalsekretär ‘er Polizei gemeinsem mit dem 
Generalsekretär in Ministerium des Innern, 

(3) Sind die Dienstbezüge, die einem Gemeindebennten vor den 
Übertritt in das Staatsbenmtenverhältnis zustanden, höher als 
die ihm nach den Besoldungsbestimnmungen der Stantsbeenten zu- 
stehenden Dienstbezü,e, so erhält er eine Ausgleichszulage in 
Höhe des Unterschk®dsbetrages zwischen ien bisherigen und den 
neuen Bezügen. Die Ausgleichszugflge wird insoweit und solange 
sewährt, als sie nicht durch Erh hung der neuen Bezüge, insbe- 
sondere durch Aufgtei;en in den Dienstealterstufen oder durch Über- 
tritt in eine andere Beso\dungsgruppe austeglichen wird, Unter 
Bezügen im Sinne dieser Bestimmungen sind die Gehilter und die 
ständigen Zulagen zu verstehen. ER, 
$ 20. Ein TAFRRR 

(1) Die Gemeinden nit stantlichen Polizeibehörden sind ver- 
pflichtet, die bisher für die 3earbeitung der polizeilichen Ange- 
legenheiten beanspruchten Räume und Einrichtungen dem Staat gegen 
angemessenes Entrelt zu überlassen. In Streitfa]l entscheidet 
der Generalsekretär &emeinsanm mit dem Generalsekretär im Kini- 
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(2) Diese Gemeinden leisten zu den dem Staat durch die Über- 
ahme der Polizei in ihnen erwaohsenden Kosten einen Beitrag, 
dessen Höhe der Generalsekretär im Einvernehmen mit den General- 
sekretären im Ministerium des Innern und im Ministerium für Pi- 


nanzen bestimnt, 
Ss 21. 


(1) in den bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
treten, soweit sie durch diese Veroränung nicht überholt sind, 
anstelle der Worte "Hauptkommissar der Polizei"; die Worte 
"staatlicher Polizeiverwalter?, an die Stelle des Wortes "Orts- 
polizeibehörde" das Wort "polizeiverwalter" und an die Stelle 
der Worte "Generalstaatsanwalt als Landespolizeidirektor" oder 
"Landespolizeidirektor" das Wort "Landespolizeipräsident." 

(2) Die Konmissnre der Poli ei in den Gemeinden ohne staat- 
liche Polizeibehörden üben die ihnen auf Grund der bestehenden 
Rechts- und Verveltungsvorschriften zustehenden polizeilichen 
Befugnisse im Namen und nach den Weisungen der Bürgermeister 
als Folizeiverwalter aus. +, 

(3) Die R ichspolizeiverordnung; 1335 und der Artikel 14 der 
Dienstanweisung für die (omnissesre in den Provinzen (Beilage 
zum Köni;,dichen Beschl:ss von 27. September 1850, Staatsblatt 
Nr. 62) treten ausser Kraft. 

(4) Der $ 7, Absatz 1, Setz 2, der Luftschutzverordnung 
(Nr. 13/1942) erhält folgenden Wortl.uts 

"örtliche Luftschutzleiter sind die Polizeiverwalter," 

6 22 

Die zur Durchführung dieser Veroränung erforderlichen Vor- 

schriften erlüsst der Genernlsekretör, gegceberenfealls im Bin- 


vernehmen nit den Genernlsekretären in den s.chlich veteiligten 
Ministerien- oder Jen sonst sachlich zuständigen obersten Behör- 
den. 
L 7 
I 
(1) Bis auf weiteres niumt der Generalsekretär im Ninisterium 


für Justiz die dem Generrlsekretür ($ 3, Absntz 3) zufnllenden 
Aufgaben wehr. \ 


(2) Die Einnahmen und Ausgaben der staatlichen Poli ei ($ 10) 
werden im Haushnlisplan in einen eigenen Abschnitt des lLiniste- 
riums für Jurtiz angeführt, 
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r in Kraft, 
(1) Diese Verordnung tı itt Blloonseseosonse+ons. ov) in i 
F or Inur zitiert. 
(2) sie wiri rle Poli.eiorgeenisstionsveror Inn s (P 


DT 








INNTENNIN 








Abschnitt XIII. 
St afverf. zung. 


co........ 
$ 58 

(1) Erachtet es der Reiciskomuissar für die besetzten nieder- 
luncischen Gebiete Tür notwendig, so verweist er uit Wirkung für 
die besetzten niederl.ndischen Gebiete oder für einzelne ihrer 
Teile die Aburteilun, all:r oder bestimmter einzdner Straftaten 
oder Straftnten,ru „en zul bestiumte oder unbestimmte Zeit durch 
Erlass zur Aburtcilun, im Ver ”ahren vor Polizeistandgerichten 
(55 67 - 70). 

(2) Für die Verk ndung des Erlasses gelten die Vorschriften 
der 5 54, Absatz 2; der Erlass wird alsbald in Verordnungsblatt 
für die beo.t.:ten niederlüncdischen Gebiete mit einen Hinweis 
euf .en Zeit .unkt se.nes Iinkrafttrotens nechrichtlich kundge=- 
machte 

(3, ErLibt “ie Verhendlun;, dess eine Straftat im Sinne des 
Absüötzes 1 nicht vorliegt, so v:rweist das Gericht die Seche in 
dus Ordent!iciie Verlahren. 


Erlüuterun, en, 

Die ovenstehende Berti.umung findet in dem Abschnitt der 
Or dnun,sscluizverordnun Raun, in dem Überliaupt die Zustindig- 
keitsvorschri ten zusannen. sl" sst sind. Sie eröffnet die Mög- 
liciikeit, drss ebsese.ien von den Fall der Ver .un.ung des Poli- 
seistunirceltn, Yolizeistind,crichte ein:esetzt werden können, 


Sie können beruleu werden entweder „ar Abumteilung nller Straf- 
taten odlcı zur A arteilun, besti...ter einzelner Straltaten, zum 
Beis,iel 2 r Aluriai'un eines bestimiten Stbotngefalles, oder 

ver sio k nu.en berufen werden zar Aburtei un, bestimmter Struf- 
tot 


uLFA.scCi, ulso zus Beis,iel von Saluteselüllen überhaupt. 


III MN bu 


H4976 -0015 








INININNUNN 








EEE N rn - EREEE an  EEN 


Abschnitt XV, 
e Polizeistandrecht, Fe 
8 62 

(1) Ersch.et es der Rcichsiommissar für die besetzten 
ulederländischen Gebiete zır Niederschlagung besonders ernster 
Gef..hurdungen oder Störungen der Öffentlichen Ordnun; oier der 
Sicherheit des Öffe..tlichen Lebens für notwendi;, so verhängt 
er über lie besetsten nieder linlischen Gebiete oicı Über ein- 
zelner ihrer Teile üurch Erlass das Polizeistandrecht, 

(2) $ 58, Absatz 2, Liniet Anwendung. 

3) Die Ver.ängung des Polizeistaändrechtes wird uit dem 
Be?2..1 ve-bunden, dass sich jedermenn aller Umtriebe, die die 
öffentliche Orinung und die Sicherlieit des Öffentlichen Lebens 
zu stören oder zu „ef. arden geeiönet sind, zu enthalten und 
den besonde eu Anorinıan_en des Reichsk mnuissers zu ? gen hat, 
die iieser unter nustrletklichen Hin-eis au? die St trenge des 
Poli .eistenürechts erlüsst, Wer üiesen Befa.l zuwiderhandelt, 
verf.llt der Standgerichtlichen Aburteilung. 

$ 63 
In Sen Gebiet, Über welches das Polizeistandrecht ver- 
„un,t st, treten für dessen Dauer die Be tinmungen der $$ 
E4 vis 70 in Kraft, soweit der Reichs; wissar nichts ande- 


s 64 
(1)Der Höhere SS- und Polizeiführer tri??t alle NR 
sie ihn zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstell ung der 
öffentlichen Orinung und der Sicheriteit des Öffentlichen le- 
sens er-Orderlicih ersc.einen, 
(2) Er erlässt die zur Durchführung seines Auftrags erfor- 
‚sr .ichen Recltsvorschriften, Sie können Geldctrafen in un- 
vescarunkter Eöle, Halt und Gefüngnisstr: fen endrohen. Pür 
sie Verl-indung dieser Rechtsvorschfiften gelten die Vorschrif- 
ten des } 54, Absatz 2% 
(3) Der Hihere SS- und Polizeiflihrer kann bei der Durch- 
fiärun; seines Auftrags vou „elteniein Recht ecbweichen. 
> 65 
(1) Der Reichskommissar für die besetzten nieierlündischen 
Gebiete bestellt für das ganze Gebict, Über welches das Poli=- 


zeistundrecht verhän;t ict, einen Sonlerbeauftragtei.. Br |be=- ı... 


hält sich vor) euch für einzelne Teile des Gebietes, über wel- 
en das Polizeistendrecht verhän + ist, Sonderbeauftragte zu 
tellen, 
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2. 
‚(2) Innrhalb seines nach Absatz 1 festiesetzten ör$lichen 
ustäniigkeitsbereichs unterstcht d 2 Sonderbeauftragten die 
sessnte Öffe..tliche Verwaltun; nicht ,olizeilicher Art it, 30- 
weit der Höhere $$- und Polizsiführer sgezäss $ 64, Absatz 1, 
in diese nich -ingreift, 
(3) Die Wirksenkeit ellzemeinverbinälicher Rechtsvorschrif- 
wer, „ie von den Generalsekretüix n in Je: niederländischen 


“A werden leuiss $ 3, Absetz 2, Satz 2, der Vercorinung lir. 
3/1240 üter die Aus..ung der Reis N, sbelusnisse in den Nie- 
üerlanie:. erlass ‚erden, 1 t von der vorherizen Zus Samung 


€ 
(4) Der Sonierteuuftreote erlässt ‚ie zur Durchführung sei- 


nF a . Don an 4 ur D aan cin Da y Bu in b 

u. “h. u... us =. „ri 024835, Ze “bh. VL win iiten, Der y Hy A ._ 
» 

> . ” - 

- | [W) - ui 2 - ah et An ‚enal ..®% 


(1) Wu: eine nee. ‚ 62, Absatz 3, verbotene kendlun; be=- 


i -e vollendete Tet lestre?t, 
(3) Ist die Todesstrafe in Ausnehnef lle:, in denen beson- 


i.re, in der Person de: anzeiilo,ten lis,ende iiilderun wszrüände 
“er.ise., „Icht an emessen, so ist die s:rafe lebenslan,es 
sucutiaus Oder Zue.thnus ric..t unter zehn Jehren. 

(4) Das Gericht setit die Art de= Vollzuges der Todesstrafe 


67 


\ « > “ * - * ı m * “ 
(1) Als Standserichte arteilen Po'iz .istand.erichte, 
i ’o 


un 


!izeistand.erichte setzen sich zus.nmen aus je 
einen richterlicien S-F.urer der 5>und Polizeiserichtzber- 
keit els Vorsitzenden und zwei SS-Fülx rn oder Poii eio?fizieren 
als Beisitzern. Aus erdeu ist ein Schriftführer beizuziehen, 

(3) Vorsitzender und Beisitze: werden von liüheren SS= und 
-Ollceiführer eus einer von ihn deu Reichskomnissor für üle 
besetzten niederlüundiscler Gebiete vor eleden und von diesen 
seneliai,ien Richterliste bestellt. 

$ 68 

(1) Das Poli eistandsericht besti.ut, soveit in dieseu Ab- 
Sciu.itt nichts anderes voriese.en 'i.t, sein Ver/ahren nach 
u si,en Ermessen. Hinsic!.tlicoh der Winleitung eine 
s des stendgerichtlichen Ver- 
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fahrens oder der Einstellung des Ver/ahrens kann der Hühere 
3= and Polizeiführer den Gericht Weisungen erteilen, 

(2) Des Pulizeistandgeric.rt hat in Verfahren allss su tun, 
was zur Erforschung der Wahrheit notwendig ist, Der An. eklagte 
ist, nötigenfalls unter Zuziehun,; eines Dolmetschers zu hören, 
Als Verteidiger ist ihm ein SS-Führer oder Poliieioffizier bei- 
zugeben. Das Gericht kann an dessen Stelle auch einer von An- 
Beklagten selbst Gewählten Verteidiger zulesse , Sofern aisr- 
durch das Verfahren nicht auf,e..alten wird. 

(3) Die Namen der Richter, des Schriftführers und de: An _e- 
klagten, die Beweismittel, die Straftat, der Urteilsspruch 
nit Beerindung sowie Tez und Ort der Standgerichtssitzung sind 
in einer von Vorsitzenden un! vou Schrift? hrer zu unterzeich- 
nenden Niederschrift festzuhalten. 

(4) Ergiot die Verhandlun,;, dass eine Straftat im Sinne des 
$ 62, Absatz 3, nicht vorliegt oder kann ia stand erichtlichen 
Verfahren die Sache nicht geklärt werde.., So verweist 
Polizeistandgericht die Scoche in des ordentliche Ver?airen. 

$ 69 

Das Polzeistandzericht liest 8.in Urteil deu ühk re... SS- und 
Polizeiführer zur Bestüitigun; vor. Dieser Kenn das Urteil au 
heben und die Suche an ein anderes Polizsistendsericht ojer in 
das Ordentliche Verfa.ren verwei-en, 

$ 70 

Die Vorschriften über die deutsche Weiemecht erioutsborkeit 

und die Sonder, erichtsbarkeit in Strefsechen für An, euöri,e 


s 
er. 
Ah 


der 83 und An,e:i.örise der Polizeiverbinde bei vesonücre. Bin- 
setz bleiben unberührt; unberührt b eibt ferner die iu 6 12 

der Verordnung Nr. 52/1940 über die Deutsche Gerichtsbarkeit 

in Strafsachen in der Pa sınz der Kundnnchun; Nr, 12/1942 
Vorgeselme Möglichkeit der Verweisung bestinäter Strafsachen an 
die S5-Sundergcrichtsbärkeit, 
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